
(hdk) – Überraschend kam
die Ankündigung des seit
2001 amtierenden Obermeis-
ters Rudolf Lamml, auf 
der Jahresversammlung der
NBZI am 25. Oktober vorzei-
tig von sämtlichen Ämtern
zurückzutreten. Während
im Obermeisterbrief vom
12.10. noch private „enorme
Belastung“ und mangelnde
Unterstützung seitens Tei-
len des Vorstandes und 
der Geschäftsführung als
Gründe für die Entschei-
dung genannt wurden, er-
klärte Lamml im Interview
mit der ZT Zahntechnik Zei-
tung, über die Motive seines
Rückzuges ins Familien- und
Geschäftsleben keine weite-
ren Auskünfte erteilen zu
wollen.
Über die Beweggründe des
scheidenden Stellvertreters
und VDZI-Vorstandsmit-
glieds Thomas Pichon hinge-
gen war nichts zu erfahren.
Im September ersuchte die
Bandulet GmbH,deren Mehr-
heitsgesellschafter und Ge-
schäftsführer Pichon ist, mit
mehreren Betrieben um vor-
zeitigen Austritt aus den je-
weiligen Innungen. Im Feb-
ruar dieses Jahres erklangen
Stimmen, die die Niederle-
gung seiner Ämter for-
derten. Ein Schreiben seines
Dentallabors sorgte derzeit
mit der Äußerung für Empö-
rung, der Schrumpfungspro-

zess anderer Dentallabore sei
nicht ausreichend, was im
Nachhinein vom Unterzeich-

ner Pichon als „fatales Miss-
verständnis“ bezeichnet wur-
de (ZT berichtete). Inwieweit
sich sein Rückzug aus der In-
nung auch auf seinen Vor-
standsposten im VDZI aus-
wirkt, wird in nächster Zu-
kunft zu klären sein.
Die Nachfolge in der NBZI
traten der Nürnberger ZTM
Werner Schmelz als Ober-

meister und der für Öffent-
lichkeitsarbeit zuständige
ZTM Helmut Knittel als stellv.

OM an. In den Vorstand
nachgewählt wurden
außerdem der Erlanger
ZTM Hans-Peter Bärth-
lein und Dipl.-Volks-
wirt Guido Braun aus
Würzburg. Die „jäh ge-
rissenen Lücken wer-
den so mit langjähriger
standespolitischer Er-
fahrung gefüllt, um die
Wiederaufnahme der
täglichen Innungsge-
schäfte zu gewährleis-
ten“, so Knittel im Ge-
spräch mit der ZT. „Es
gilt nun, Geschlossen-
heit zu demonstrieren –
besonders angesichts
des Arbeitsplatzein-
bruchs auch in unserer
Region.“ Braun zeigte
sich im Gespräch mit
der ZT tatfreudig ob der
auf ihn zukommenden
Aufgaben. Die In-
nungsarbeit sei im
Laufe des Jahres stag-
niert, so existiere z. B.
derzeit kein Haushalt,
weil es 2006 auch keine
Frühjahrsversamm-
lung gegeben habe.
Der neue Vorstand
folgte der umgehenden
Einberufung einer Sit-
zung auch trotz des
Feiertages Allerheili-
gen, hier stand jedoch
zunächst die interne In-
formation der Innungs-

mitglieder im Vordergrund.
Eine offizielle Stellung-
nahme zu den weiteren Zie-
len des neuen Gremiums gibt
es vorläufig noch nicht – sie
werde jedoch, zusammen mit
der offiziellen Vorstellung des
neuen Vorstandes, auf der
außerordentlichen Versamm-
lung am 9.Dezember bekannt
gegeben.
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(hdk) – Das Ausbildungsjahr
beginnt und 50.000 Jugend-
liche sind ohne Lehrstelle.
Doch Ludwig Georg Braun,
Präsident des Deutschen In-
dustrie- und Handelskam-
mertages versucht zu beruhi-
gen: Es gebe derzeit „mehr of-
fene Ausbildungsplätze als
noch nicht vermittelte Jugend-
liche“ und nennt in diesem
Zusammenhang 40.000 staat-
lich geförderte Qualifikations-
stellen (EQJ), 15.000 betriebli-
che und 17.000 außerbe-
triebliche Ausbildungsplätze.
Dass allerdings nur die Hälfte
der Jugendlichen nach EQJ
auch in einer betrieblichen
Ausbildung landet und somit
lediglich „unsinnige Warte-
schleifen“ geschaffen sind, re-
lativiert IG Metall-Vorstands-
mitglied Regina Görner und
rechnet mit real 100.000 Su-
chenden in diesem Herbst.
Aus genauerem Betrachten
der letzten Lehrstellenbilanz
der Bundesagentur für Arbeit
geht hervor, dass sich die 94%
versorgter Bewerber verteilen
auf: 48% in Lehrstellen, 15%
in Wehr- oder Zivildienst bzw.
FSJ/FÖJ, 11% in Schule oder
Studium, 11% beschäftigt
ohne Ausbildung, 8% in be-

rufsvorbereitende Program-
me, z.B. EQJ. Die übrigen 6%
bilden die derzeit 50.000 Un-
versorgten.
Von „einem weiteren verlore-
nen Jahr für die Jugendlichen“
spricht Frank Werneke, stell-
vertretender Vorsitzender der
ver.di. Anstelle eines freiwilli-
gen Paktes sei eine Zwangsab-

gabe für nicht oder zu wenig
ausbildende Unternehmen
nötig.
ZDH-Präsident Otto Kentzler
warnt vor der Abgabe, da sie
die Betriebe nur „zusätzlich fi-
nanziell und bürokratisch be-
lastet“ und ruft stattdessen
alle Beteiligten aus Wirt-
schaft, Politik und Gesell-
schaft auf, sich konstruktiv
am Bildungspakt zu beteili-

gen. Die größere Lehrstellen-
lücke sei laut Kentzler ledig-
lich auf eine geänderte Zähl-
weise zurückzuführen. Hartz
IV hatte auch vorher nicht er-
fasste Ältere zur Meldung
gezwungen. Der „geringe
Beschäftigungsrückgang“, so
Kentzler,sei allerdings Grund,
gemeinsam für mehr Lehr-
stellen zu kämpfen. Hierfür
sei es aber vonnöten, dass
junge Menschen besser für ei-
nen Eintritt in die Berufsaus-
bildung vorbereitet sind. Er
begrüße eine Verlängerung
des Ausbildungspaktes und
sehe darin Rückenwind und
Perspektive für das Hand-
werk, das ohnehin „jahrelang
über den eigenen Bedarf hi-
naus ausgebildet“ habe.
Die stellvertretende SPD-
Fraktionsvorsitzende Nico-
lette Kressl wies auf die
Verantwortung der Unterneh-
men hin, Ausbildungsplätze
zu schaffen; man dürfe sich
nicht wundern, wenn künftig
Fachkräfte fehlten.
Vom Verband Deutscher
Zahntechniker-Innungen
(VDZI) war bis Redaktions-
schluss leider keine Stellung-
nahme zum Ausbildungspakt
zu bekommen.

Verlängerung des Ausbildungspaktes?
Der 2003 von Rot-Grün beschlossene vierjährige Ausbildungspakt soll nach
Plänen der großen Koalition über das geplante Ende im Sommer 2007 hinaus-
laufen – trotz des höchsten Stands ausbildungsloser Jugendlicher seit 1990.

ANZEIGE

Eine Milliarde Euro erhalten die ge-
setzlichen Krankenkassen im kommen-
den Jahr in Form eines zusätzlichen
Steuerzuschusses. Das Geld soll über
massive Umschichtungen im gesamten
Bundeshaushalt aufgebracht werden.
Auf den Betrag einigten sich Union und 
SPD, hieß es in Koalitionskreisen in 
Berlin. Die Regierungsparteien hatten
vereinbart, den Einstieg in die steuerfi-
nanzierte Kindermitversicherung in der
gesetzlichen Krankenversicherung um
ein Jahr auf 2007 vorzuziehen. Die Rede
war von einem Betrag zwischen 1 und
1,5 Mrd. Euro. Damit soll ein Beitrags-
anstieg im kommenden Jahr einge-
dämmt werden. Steuermehreinnahmen
in diesem und im nächsten Jahr geben
der Bundesregierung genügend finan-
ziellen Spielraum. Der frühere Einstieg
in die mit der Gesundheitsreform ge-
plante Steuer-Teilfinanzierung des Ge-
sundheitswesens würde 2007 somit ei-
nen Gesamtzuschuss von 2,5 Mrd. Euro
an die Kassen ergeben. Nötig wären 5
Mrd. Euro, um eine Erhöhung der Kran-
kenversicherungsbeiträge um 0,5 Pro-
zentpunkte auf mehr als 14,7 Prozent zu
vermeiden. 1 Mrd. Euro entspricht etwa
0,1 Beitragssatzpunkten. Ungeachtet
der Warnungen der gesetzlichen Kran-
kenkassen vor drastischen Beitragsstei-
gerungen hält Kanzlerin Angela Merkel
(CDU) dauerhaft stabile Beiträge für re-
alistisch. (Financial Times Deutschland)

Eine Strafsteuer plant die Regierung
für Unternehmen, die Jobs ins Ausland
verlegen. Die massive Jobverlagerung,
die mit den neuen Geschäften einher-
geht, hat die Bundesregierung wohl un-
ter anderem bei ihrem neuen Reformvor-
haben im Blick. Im Rahmen ihrer neuen
Unternehmenssteuerreform plant sie
nach Informationen des Spiegel eine
Strafsteuer auf Jobverlagerungen und
für den Know-how-Transfer ins Ausland.
Das geht aus einem vertraulichen Ent-
wurf für ein Verwaltungsschreiben des
Bundesfinanzministeriums an die Fi-
nanzbehörden hervor. Danach soll ein
Unternehmen künftig „bei Verlagerung
der gesamten Produktion ins Ausland“
Steuern zahlen. Als weitere steuerrele-
vante Tatbestände listet das Schreiben
unter anderem die Ausleihe deutschen
Personals in Niedrigsteuergebiete. Auch
die Übertragung von Patenten und Pro-
duktionsverfahren an Auslandstöchter
sollen künftig in die Berechnung mit ein-
fließen. So soll verhindert werden, dass
die Kosten noch in Deutschland geltend
gemacht, deren Erträge dann aber im
Ausland günstiger versteuert werden.
(Spiegel)

Kurz notiert

ANZEIGE

Nordbayern: Vorzeitiger OM-Rücktritt
Ende Oktober verkündeten der Obermeister der Zahntechniker-Innung Nord-
bayern (NBZI),ZTM Rudolf Lamml,und der stellv.OM,Dipl.-oec.Thomas Pichon,
ihren Rücktritt von allen Ämtern.Neuer Vorstand ist nach Nachwahlen im Amt.

Abrupt aus dem Amt geschieden: Nordbayerns OM Rudolf
Lamml und sein Stellvertreter Thomas Pichon (unten). 


